Niederschrift
über die öffentliche Sitzung des Planungs- und Umweltausschusses der Gemeinde Osterrönfeld am Montag, dem 15. September 2008 um 19.00 Uhr im Feuerwehrgerätehaus, Schulstr. 36 in Osterrönfeld

Beginn: 19.00 Uhr




Ende: 20.45 Uhr








Az.: 021.3213 Na/Ma

Anwesend sind:



a) stimmberechtigt:


Der Ausschussvorsitzende








Herr Bernhard Kalcher








Die Ausschussmitglieder








Herr Uwe Tödt








Herr Rolf Brandt








Herr Jan-Niklas Potten








Herr Michael Schrader








Herr Manfred Trompf (stellvertretend)








Herr Ludwig Hofbauer (stellvertretend)



b) nicht stimmberechtigt:

verschiedene Gemeindevertreter/








innen und bürgerliche Mitglieder,








Bürgermeister Bernd Sienknecht,








Herr Peter Klarmann und Herr Marc








Nadolny von der Amtsverwaltung, 








letzterer als Protokollführer



c) als Gäste:



Herr Escosura von der AC-Planer-








gruppe Itzehoe, Herr Herrmann vom








Landschaftsarchitekturbüro BHF und








Herr Dr. Burandt von der Fa. Lärm-








kontor GmbH zu Pkt. 3) und 4)



d) es fehlen entschuldigt:

Herr Sven Bareiß und Frau Britta








Röschmann

Der Ausschussvorsitzende, Herr Kalcher, eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Er stellt fest, dass zu dieser Sitzung mit Schreiben vom 04.09.2008 ordnungsgemäß unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen wurde. Tag, Ort und Uhrzeit der Sitzung sind öffentlich bekannt gemacht worden. Gegen die Einladung werden keine Einwendungen erhoben. 

Aufgrund der Anzahl der anwesenden Mitglieder ist der Ausschuss beschlussfähig. 

Die Tagesordnung wird unverändert beschlossen. Sie hat folgenden Wortlaut:

Öffentlicher Teil:

1. Verpflichtung der nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder

2. Einwohnerfragestunde
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3. 7. Änderung des Flächennutzungsplanes, Empfehlung für den abschließenden

    Beschluss

4. B-Plan Nr. 33 b „Kreishafen-Süd, Produktionsfläche“, Empfehlung für den 
    Satzungsbeschluss

5. 1. Änderung des B-Planes Nr. 22 „Ostlandstraße Süd“, Empfehlung für den 

    Satzungsbeschluss

6. Sonstiges

Nichtöffentlicher Teil:

7. Grundstücksangelegenheiten

8. Vorbescheids- und Bauanträge

9. Verschiedenes

Öffentlicher Teil:

Zu Punkt 1) Verpflichtung der nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder

Herr Kalcher verpflichtet das bürgerliche Ausschussmitglied Herrn Michael Schrader durch Handschlag zur gewissenhaften Erfüllung der Obliegenheiten, die ihm als Mitglied des Planungs- und Umweltausschusses durch die Gemeindeordnung auferlegt wurden. Dazu gehört u.a. die Verpflichtung zur Sitzungsteilnahme und zur Verschwiegenheit. 

Zu Punkt 2) Einwohnerfragestunde

Es werden von den anwesenden Einwohnern keine Fragen gestellt. 

Zu Punkt 3) 7. Änderung des Flächennutzungsplanes, Empfehlung für den abschließenden Beschluss und
zu Punkt 4) B-Plan Nr. 33 b „Kreishafen-Süd, Produktionsfläche“, Empfehlung für den Satzungsbeschluss

Herr Kalcher informiert, dass aufgrund teilweise gleicher Inhalte der Tagesordnungspunkte 3) und 4) eine gemeinsame Beratung erfolgen werde und dann die Beschlüsse getrennt nach Tagesordnungspunkten gefasst werden. 
Herr Escosura von der AC-Planergruppe, Itzehoe, verweist auf die den Mitgliedern des Planungs- und Umweltausschusses ausgehändigte Zusammenfassung der Stellungnahmen mit den dazu erarbeiteten Abwägungsvorschlägen und berichtet zusammenfassend über wesentliche Themen, die mehrmals in Stellungnahmen genannt wurden und der dazu erarbeiteten Abwägungsvorschläge: 
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Abweichungen von übergeordneten Planungen (zu Stellungnahmen Nr. 6.8, 6.28, 6.42, 24.3, 24.4, 24.6)
Abwägungsempfehlung: Vorliegendes Gewerbegebiet ist nicht Gegenstand eines Raumordnungsverfahrens, Planungen wurden in den GEP-Prozess eingespeist, es erfolgen Änderungen des Flächennutzungsplanes und des Landschaftsplanes 
Aufspaltung in unterschiedliche Verfahren (zu Stellungnahmen 6.10, 6.11, 6.12, 6.13, 6.14, 6.29, 6.41, 6.44, 6.45, 6.51, 24.2)

Abwägungsempfehlung:  Planfeststellung für Hafen rechtlich notwendig, unterschiedliche Gebietskörperschaften (Rendsburg-Osterrönfeld), betriebliche Anforderungen, Gesamtdarstellung ist Gegenstand aller Einzelpläne

Vorsorgeprinzip (zu Stellungnahmen 24.10, 24.13, 24.15, 24.16, 24.17, 24.31)

Abwägungsempfehlung:  Potentielle Nutzungskonflikte sind erkannt und bearbeitet worden (u.a. Fachgutachten, Festsetzungen)

Standort Verwaltung/Alternativenprüfung (zu Stellungnahmen 6.15, 6.49, 24.5, 24.61)

Abwägungsempfehlung:  Hinweis auf Betriebsablauf Forschung/Entwicklung - Produktion

Begründung des Geltungsbereiches/Eingriff in das FFH-Gebiet (zu Stellungnahme 6.27)

Abwägungsempfehlung: Hinweis auf gründliche Standortalternativenprüfung, unterschiedliche Nutzungsabschnitte im Bebauungsplan

Verkehrsführung, Verkehrsflächendimensionierung, Belastungszahlen, Verkehrslenkung (zu Stellungnahmen 6.36, 6.57, 24.37, 24.44, 24.46, 24.47, 24.48, 24.49, 24.58)

Abwägungsempfehlung:  Anbindung nur über Osttangente möglich (überregionale Anbindung und Verbindung zum interkommunalen Gewerbegebiet), alle aufgrund der Planungen anzunehmenden Fahrten sind bereits berücksichtigt (Grundlage: Gesamtverkehrskonzept/Abschätzung), weitergehende verkehrslenkende Maßnahmen wären zu prüfen, mittels Schleppkurven ermittelter notwendiger minimaler Verkehrsflächen, gestalterische Festsetzungen zur Erzeugung eines angenehmen Straßenraumes
Einzelhandel (zu Stellungnahme 1.5)

Abwägungsempfehlung:  Ausschluss zentren- und nahversorgungsrelevanten Einzelhandels

Erschütterungen (zu Stellungnahmen 5.10, 5.11)

Abwägungsempfehlung:  Vorhabenträger wird ein Beweissicherungsverfahren durchführen

Altlasten (zu Stellungnahme 6.33)

Abwägungsempfehlung:  Nach Baugrundgutachten sind derzeit keine Belastungen erkennbar
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Fristen zur Abgabe der Unterlagen, Vollständigkeit der Unterlagen (zu Stellungnahmen 6.6, 6.19, 6.21, 6.23, 6.24, 6.25, 6.32, 6.37, 6.38)

Abwägungsempfehlung:  Gesetzliche Fristen wurden eingehalten, die Unterlagen lagen vollständig vor, Hinweis: kurze Abfolge von vorgezogener Beteiligung und Auslegung

Redaktionelles (zu Stellungnahmen 21.2, 21.4)

Abwägungsempfehlung:  Nachrichtliche Übernahme des Geltungsbereiches des Planfeststellungsverfahrens, Darstellung der Anbauverbotszone (15 m)

Herr Herrmann vom Landschaftsarchitekturbüro BHF berichtet ebenfalls ergänzend zu den ausgearbeiteten Abwägungsvorschlägen die Begründungen zu den vorliegenden wesentlichen Stellungnahmen: 
Zusammenführung aller Verfahren zu einer Planfeststellung (- rechtswidrig, - keine Berücksichtigung kumulativer Effekte, FFH) zu Nr. 6.10 - 6.14

Abwägungsempfehlung: Aufgrund unterschiedlicher Genehmigungserfordernisse und Gebietskörperschaften erforderlich, kumulative Effekte: vollständig berücksichtigt, dazu Stellungnahme Prof. Ewer

Mangelnde Alternativenprüfung (- Forderung nach Verlagerung des Verwaltungsgebäudes und des Parkplatzes in das interkommunale Gewerbegebiet, - Alternativenprüfung in Hinblick auf Eingriffe in das FFH-Gebiet unbedingt erforderlich) zu Nr. 6.15, 6.16

Abwägungsempfehlung:  Ziele andernorts im Gemeindegebiet nicht zu verwirklichen, wegen Zweckgebundenheit an Hafen und Produktion nicht berücksichtigt, erhebliche Umweltauswirkungen auch im interkommunalen Gewerbegebiet, FFH-Gebiet: keine erheblichen Beeinträchtigungen

Erhebliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes (es werden erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgebiets angenommen, insbesondere durch die Flächeninanspruchnahme von ca. 2,5 ha, kumulative Wirkungen und Emissionen (Lärm, Schiffsabgase, Stäube)) zu Nr. 6.17 – 6.20, 6.30

Abwägungsempfehlung:  Erhebliche Beeinträchtigungen werden auch unter Berücksichtigung kumulativer Effekte ausgeschlossen

Unterlagendefizite (fehlende FFH-VP und Umweltbericht) zu Nr. 6.21, 6.37

Abwägungsempfehlung:  Die Unterlagen wurden im Beteiligungsverfahren ordnungsgemäß und vollständig übersandt. 
Stellungnahmen zum Planfeststellungsverfahren (- Teilweise vergleichbare und sich wiederholende Inhalte mit Bauleitplanung, - teilweise nur Bezug auf Planfeststellung) zu Nr. 6.41 – 6.105

Abwägungsempfehlung:  Abarbeitung im Rahmen der Planfeststellung, maßgebliche Aussagen in der Abwägung nachrichtlich dargestellt, bei wiederholenden Stellungnahmen Verweis auf die entsprechenden Punkte und der Abwägung
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Mangelnde Berücksichtigung archäologischer Belange (- Mangelnde Berücksichtigung als Kulturgut, - fehlende Maßnahmen zur Erkundung, Sicherung oder Bergung des Kulturguts) zu Nr. 12.1 – 12.7

Abwägungsempfehlung:  Vor Beräumung der Flächen oder Maßnahmen zur Umsetzung der Kompensation werden Erkundungen in Form von Baggersuchschnitten vorgesehen, angemessene Sicherungs- oder Bergungsmaßnahmen können in der Folge festgelegt werden

Mangelhafte Begründung für die Inanspruchnahme des FFH-Gebiets (- Inanspruchnahme nicht stichhaltig begründet, - Forderung nach weiteren Minimierungsmaßnahmen, um das FFH-Gebiet gegen schädigende Einflüsse durch Lärm, Licht, Staub und Abgase zu schützen) zu Nr. 24.60

Abwägungsempfehlung: Städtebauliche Begründung hinreichend und ausführlich gegeben, Vorhaben löst auch bei kumulativer Betrachtung keine erhebliche Beeinträchtigung der Schutz- und Erhaltungsziele aus (Lage inner- oder außerhalb der Gebietsgrenzen nicht maßgeblich), zur weiteren Minimierung der Auswirkungen ist eine Erhöhung des Erdwalls im südlichen Abschnitt von 3 m auf 5 m vorgesehen

Fehlende Umweltverträglichkeitsstudie (- Umweltverträglichkeitsstudie wurde nicht  mit versandt, - keine umfassende Würdigung der Umweltauswirkungen) zu Nr. 24.67
Abwägungsempfehlung:  Zur 7. Änderung des Flächennutzungsplanes und zum B-Plan 33 b wurden Umweltprüfungen vorgenommen, die auch die kumulativen Wirkungen berücksichtigen. Prüfungen in Umweltberichten dokumentiert und im Beteiligungsverfahren ausgelegt und versandt. 

Zerstörung bedeutender Lebensräume (- Zerstörung von Trockenlebensräumen besonderer Bedeutung (geschützte Biotope), - Zerstörung faunistisch wertvoller Bereiche für spezialisierte Insekten und Wirbellose, - Überplanung von Altarmresten und des alten Wehrauverlaufs) zu Nr. 24.69

Abwägungsempfehlung:  Die besondere Bedeutung der Flächen sowie der Biotopschutz wurden im Rahmen der Planung berücksichtigt. Die entstehenden nicht vermeidbaren Eingriffe können funktionsbezogen kompensiert werden. Kompensation für Tierarten ebenso möglich, es entstehen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände. Eine Überplanung der Altarmreste und des ehemaligen Wehrauverlaufs findet nicht statt.
Herr Dr. Burandt von der Fa. Lärmkontor GmbH erklärt ergänzend zu den vorliegenden Abwägungsvorschlägen, dass zum Thema Lärm die Verträglichkeit zwischen den Gewerbeflächen und Wohnbauflächen sichergestellt sei, wenn die in der Bauleitplanung vorgesehenen Festsetzungen eingehalten werden. Die Vorbelastungen des Kreishafens wurden entsprechend den Gegebenheiten berücksichtigt. In den Baugenehmigungsverfahren der sich später ansiedelnden Gewerbebetriebe wird festgelegt, dass durch die zugelassenen Betriebstätigkeiten die Emissionswerte auch tatsächlich eingehalten werden.

Nachdem keine weiteren Fragen mehr zu dem Abwägungsverfahren beider Bauleitpläne vorliegen, empfiehlt der Ausschuss der Gemeindevertretung einstimmig, die vorliegende Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen zur 7. Änderung des 
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Flächennutzungsplanes zu beschließen, den abschließenden Beschluss zu fassen und die Begründung zu billigen.

Weiter empfiehlt der Ausschuss der Gemeindevertretung einstimmig, die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 33 b „Kreishafen-Süd, Produktionsfläche“ entsprechend der vom Planungsbüro AC, Itzehoe, vorliegenden Übersicht zu beschließen, den Bebauungsplan Nr. 33 b „Kreishafen-Süd, Produktionsfläche“ als Satzung zu beschließen und die Begründung zu billigen.
Zu Punkt 5) 1. Änderung des B-Planes Nr. 22 „Ostlandstraße-Süd“, Empfehlung für den Satzungsbeschluss

Nach öffentlicher Auslegung des Entwurfes und gleichzeitiger Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch den Bebauungsplan berührt wird, sind bis auf einige Hinweise keine Anregungen und Bedenken eingegangen, die in die Abwägung einzubeziehen waren. 

Der Ausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung einstimmig, die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes zur 1. vereinfachten Änderung des B-Plans Nr. 22 „Ostlandstraße-Süd“ abgegebenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Kenntnis zu nehmen. Aufgrund nicht bestehender Anregungen und Bedenken entfällt eine Abwägung. Der Gemeindevertretung wird einstimmig empfohlen, gemäß §§ 10, 13 BauGB die 1. vereinfachte Änderung des B-Plans Nr. 22 „Ostlandstraße-Süd“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) als Satzung zu beschließen und die Begründung zu billigen. 

Zu Punkt 6) Sonstiges

Die Deutsche Umwelthilfe e.V., Radolfzell, habe mitgeteilt, dass zahlreiche Kommunen in Deutschland ein aktives Engagement für den Klimaschutz praktizieren. Deshalb wird zum 01.09.2009 der Wettbewerb „Klimaschutzkommune 2009“ gestartet, zu dem auch die Gemeinde Osterrönfeld herzlich eingeladen wird. Mit dem Wettbewerb werden Städte und Gemeinden bis zu 20.000 Einwohnern aufgerufen, ihre vielfältigen Klimaschutzaktivitäten zu präsentieren. Auf der Auszeichnungsfeier in Berlin werden die besten 3 der jeweiligen Teilnehmerklassen als „Klimaschutzkommune 2009“ prämiert. Darüber hinaus werden 10 Klimaschutzprojekte 2009 ausgezeichnet. Ob die Gemeinde nun ein erfolgreiches Klimaschutzprojekt verfolgt oder ein umfassendes Klimaschutzprogramm umsetzt, eine Teilnahme wird begrüßt. Veröffentlicht wird nur das Ergebnis der ersten 10 Kommunen in den Teilnehmerklassen. Die Deutsche Bundesstiftung Umwelt und die Klimaschutzinitiative CO2 NTRA fördern dieses Projekt finanziell. Der Fragebogen zum Wettbewerb kann per E-Mail bei der Deutschen Umwelthilfe e.V. angefordert oder auf der Internetseite www.klimaschutzkommune.de heruntergeladen werden. Einsendeschluss ist der 31.12.2008. 
Nichtöffentlicher Teil:

Zu Punkt 7) Grundstücksangelegenheiten

7.1

Herr Bernhard Moor, Wehrautal 7, grenzt mit seinem Grundstück an die westlich der Straße gelegene Grünfläche der Gemeinde Osterrönfeld, die im B-Plan Nr. 12 „Auredder-Ost“ als Grünfläche-Spielplatz ausgewiesen ist und hat den Antrag gestellt, sie zu erwerben. Die Fläche hat eine Größe von ca. 455 m². 

Der Ausschuss erklärt einstimmig, dass im Hinblick auf die noch anstehende Ortskernplanung und die mögliche Einbeziehung dieser Fläche eine Veräußerung vorerst nicht erfolgen solle. Hinsichtlich des Zustandes der Grünanlage soll der Bauhof künftig eine regelmäßige Pflege des Grundstücks vornehmen. 

7.2

Dem Ausschuss wird berichtet, dass die AG 29 ihr Interesse geäußert hätte, die Flächen an der Wehrau, die unmittelbar an die B-Pläne 33 a und b angrenzen, bis zur Straße „Am Rönnekamp“ sowie die Ausgleichsflächen Grothlin als Naturschutzgebiet ausweisen zu lassen. 

Der Ausschuss erklärt einstimmig, dass es ein gemeindliches Interesse sei, diese Bereiche in ihrem ursprünglichen Zustand zu belassen. Allerdings dürfen durch die Ausweisung dieser Flächen als Naturschutzgebiet keine Nachteile für Grundstückseigentümer und Nachbarflächen entstehen, in Bezug auf den B-Plan Nr. 33 b beispielsweise eine Einschränkung der gewerblichen Nutzung. 

Zu Punkt 8) Vorbescheids- und Bauanträge

8.1

Frau Irene Rees beabsichtigt, an ihrem Reihenendhaus Ohldörp 37a einen Anbau mit einem Ruheraum, einer Sauna und einem Abstellraum zu errichten. Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 25 „Ohldörp“. Der geplante Anbau reicht bis an die Grundstücksgrenze und überschreitet auf einer Länge von 6 m die vorhandene Baugrenze um ca. 2 m. 

Der Ausschuss erklärt einstimmig, dass das gemeindliche Einvernehmen für die Überschreitung der Baugrenze nicht erteilt wird, weil die Baugrenzen auf dem Grundstück bereits knapp bemessen sind, andere Grundstückseigentümer bei gleicher Sachlage diese auch einhalten mussten und bei einer geänderten Ausführung die Baugrenzen sogar eingehalten werden können. 
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8.2

Die Fa. Kuhr-Näve Handels GmbH, Klein Wittensee, hat angefragt, ob auf dem Grundstück Aspelweg 1 im Bereich der Gebäude des ehemaligen Baugeschäftes ein Lebensmittelmarkt zur Nahversorgung errichtet werden könnte. Die Eigenart der näheren Umgebung entspreche einem allgemeinen Wohngebiet, nach aktueller Rechtssprechung sind dort Selbstbedienungslebensmittelmärkte mit einer Mindestverkaufsfläche (VF) um die 700 m² - 800 m² zulässig. Nach Ansicht des Kreisbauamtes sei die Aufstellung eines Bebauungsplanes insbesondere erforderlich, wenn die geänderte bauliche Nutzung über den Rahmen der vorhandenen Bebauung hinaus vorgesehen sei. 

Der Ausschuss erklärt einstimmig, dass der beabsichtigte Standort für einen Einkaufsmarkt aus gemeindlicher Sicht städtebaulich nicht geeignet sei, weil die verkehrliche Anbindung aufgrund der Straßensituation teilweise problematisch ist, ein Bedarf für einen zusätzlichen Lebensmittelmarkt nicht gesehen wird und der größte unbebaute Teil des Grundstücks künftig wohnbaulich genutzt werden soll. 

8.3

Dem Ausschuss wird berichtet, dass die Eheleute Stanisak nochmals den Bürgermeister angesprochen hätten, ob die Errichtung eines Wohnhauses für ihre Tochter auf dem Grundstück Ziegelei 2 möglich sei. Bei der bereits erfolgten Beratung dieser Anfrage im Planungs- und Umweltausschuss am 05.06.2007 habe der Ausschuss erklärt, für das geplante Vorhaben das gemeindliche Einvernehmen zu versagen, weil die Zulässigkeit gem. § 35 BauGB nicht gegeben sei. 

Der Bürgermeister werde mit den Eheleuten Stanisak ein Gespräch führen, ob der zusätzliche Wohnbedarf ggf. durch eine Erweiterung innerhalb des rechtlichen Rahmens gedeckt werden könne. 

8.4

Dem Ausschuss wird berichtet, dass ein Gewerbebetrieb beabsichtige, ein ca. 15.000 m² großes Grundstück in der Werner-von-Siemens-Straße zu erwerben.

Voraussetzung für die geplante Ansiedlung des Betriebes sei jedoch, dass die durch den Bebauungsplan Nr. 27 „Gewerbegebiet Kieler Straße-Ost“ festgesetzte maximale Firsthöhe von 11 m um 2 m überschritten werden kann.

Der Ausschuss erklärt einstimmig, dass keine Bedenken hinsichtlich einer Überschreitung der maximalen Firsthöhe von 2 m auf insgesamt 13 m bestehen und empfiehlt, der Befreiung zuzustimmen. 

Der Vorsitzende schließt um 20.45 Uhr die Sitzung und dankt für die rege Mitarbeit.

gez. Bernhard Kalcher                                                     gez. Marc Nadolny
___________________________


_________________________

      Ausschussvorsitzender



             Protokollführer
